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licher Absicht nıcht genügend eit gE- 75) massıve Vorwürte einzelner eines „der großen ungelösten gesell-
tunden, sıch ausführlich mMIi1t der charıs- organge ın dortigen charısmatischen schaftlichen Probleme der Bundesrepu-
matıischen Erneuerungsbewegung ruppen (autorıtärer Führungsstil, An- blik“ 1St. Die Eınleitung umreıißt den
befassen, doch sel diese 1n der Diıiskus- wendung VO  3 Zwangsmitteln un Ge- Rahmen für die Lösung und nn „dıe
S10N über Pfarrgemeinde un Priester wissensdruck) vorgetragen werden. In Entwicklung der modernen Industrie-
häufig angesprochen worden. Eın Zu- europäıschen Ländern versucht sıch die gesellschaft“, die gesellschaftlıche
fall WAar wohl, daß dieser offi- ewegung ımmer nachdrücklicher VO] Wirklichkeit des Industriezeitalters“,
zielle Kontakt zwıschen Episkopat und einer yewıssen enthusiastischen Praxıs die dem Staat größere Aufgaben für
charısmatischer Erneuerungsbewegung mıiıt sektenhaften Wucherungen e1N- die Daseinsvorsorge seiner Bürger un

zelner amerikanıscher Gruppen „eIn Leben 1ın Freiheit tür alle  CCin iıne elit fıel, in der Au Amerıka
distanzieren. gewlesen habe Dıieser Rahmen 1St rich-(vgl ON D un: 226

t1g, aber nach Jüngsten Erfahrungen
iın der Weltwirtschaft, auch nach den
Einsichten der Enzyklika apst Johan-

Die Reform des Öffentlichen nes „Mater et magıstra” ulı
über die Interdependenz derJenstes Weltwirtschaft, 1St undıfteren-

Zzlert und nımmt daher der moralischen
Die Evangelische Kırche in Deutsch- Heinemann mıiıt dem „Spiegel“ 51/74): Argumentatıon wichtige rationale und
and KD), nıcht immer glücklich ın „Selbstbedienungsladen derer, die drın tür alle einsichtige Faktoren.
der Bearbeitung politischer Themen, sind“. Man kann ohl nach der Ver- Die Ausführungen über die „theo-
doch ımmer mut1ig und anregend, hat öffentlıchung einer analogen enk- logisch-philosophischen Motive ın der

September 1975 1 Auftrag des schrıft der 1974 gebildeten Fachkom- geschichtlıchen Entwicklung des Ööftent-
Rates ıne Denkschrift ihrer „Kammer mıss1ıon VO  3 CDU/CGSU mit einschne1- lıchen Dienstes“ (Teıl VO  = der
für soz1iale Ordnung“ verabschiedet: denden Vorschlägen Eınsparungen „Obrigkeit“ nach Röm 13 über Kants
„Sozialethische Überlegungen ZU 1mM öftentlichen Ihenst (FAZ, 7/5) Pflichtenlehre, Hegels Staatsphiloso-
öftentlichen Dienstrecht“ (epd-Doku- nıcht SapcN, hier selen dıe Früchte der phie bıs Z Französischen Revolution
mentatıon Nr VO F5 EKD-Denkschrift gereıft. Denn dıe und alten angelsächsıschen Tradıtio-
4.9 Damıt das Dokument über eines Parteikommuission arbeıitete schon se1it NCN, 1n der Zusammenfassung noch-
der heißesten Eısen der Bundesrepublik längerem iıhrem Entwurft. ber mals auftf Röm 13 bzw aut Röm 12
nıcht der Isolierung verfällt, sınd ihm manche Querverbindungen Mitglıe- un Kor 12 reduziert, dürften die

dern der FEKD-Kommission hre 23wertvolle Anlagen beigegeben, teıils als meısten Mitgliıeder des Ööffentlichen
Quelle der eiıgenen Gedanken, teıls als Mitglieder reichen VO:  . Pfarrer Eber- Lhhenstes nıcht beeindrucken. Zeitnaher
Nachweıs e1nNes unzulänglıchen Den- hard Mülley (Bad Boll) über Philip 1St dıe Darstellung der Schwierigkeiten
kens anderer über das Thema Das “O  > Bismarck (Bonn) Prof Arthur für dıe Beamtenschaft beim Übergang
Gutachten der Studienkommuission des Rıich Zürich) machen ıne ül Von der Monarchıe ZuUuUr Demokratie.
Bundesinnenminısteriums tür dıe Re- Dabe!i habe iINan sıch nıcht bewähr-seıtige Beeinflussung wahrscheinlich.
form des Ööftentlichen Dienstrechtes Übereinstimmung esteht zumal 1n der ten Modellen des Civıl Servıce 1n
VO: Maı 1973 (Auszüge). Ihm VeOeI- These das Arbeitskampfrecht für den demokratischen Ländern orıentiert,
dankt dıe Denkschrift ohl den wiıch- öffentlichen Dienst 1St tarıfvertraglich sondern Aaus Traditionsbewußtsein An-
tıgsten Gedanken: dıe Wahrung des oder gesetzlich ordnen, daß „dıe leihen beım alten Hoheıitsstaat gemacht.
Haushaltsrechtes des Bundestages, das lebensnotwendiıge Versorgung der Be- Diese Restaurierung se1l „1N Wahrheıt
durch dıe Tarıfautonomıie nıcht ein- völkerung SOWI1e die öffentliche Sıcher- die Ursache für dıe atente Krise des

eıit un: Ordnung gewährleistet blei- Ööffentlichen Dienstes“ $ 12) Nochgeschränkt werden darf rund-
satze des DGB ZUr Neuordnung des ben(: Das 1St das Minımum geme1n- wichtiger selen dıe gesellschaftlichen
Beamtenrechts (gekürzt), worın der Pragmatık. Wandlungen ZUrLFr Industriegesellschaft.

Sıe weısen dem Staat umfassendeVorrang der Tarıfautonomie VOT dem
echt des Parlaments behauptet wiırd. öffentliche Aufgaben Z die nıcht NUur

„hoheitlich“ sınd, sondern Dienst fürEın Vorschlag des DBB ZUuUr Retorm IsSsche Grundlegung
des öffentlichen Dienstrechtes VO das Überleben un!: soz1ıale Sıcherung.

November 1972 (gekürzt). Eın Das Vorwort der Kirchenkanzlei der Daher se1 dıe Unterscheidung VO  >} Be-
Interview mMit dem Vorsitzenden der EKD weIlst darauf hın, dafß die und Angestellten bzw Arbeitern
Deutschen Postgewerkschaft, Ernst Denkschrift keine abschließenden Er- überholt (zur Zeıt, 1,48 Miıllionen Be-

Breit, VO 01 Oktober 974 (gekürzt) kenntnisse vermitteln, sondern eiınen amte 1,88 Millionen ıcht-
miıt einer provoziıerenden Gewerk- Beıtrag Z Förderung eines sachlichen beamte 1m Ööffentlichen Dienst).

Die „sozialethischen Erwägungen VO  >schaftsmentalıität. Das Gespräch des Gespräches geben will, 1n der ber-
ehemaligen Bundespräsıidenten (GJustav ZCUBUNg, dafß der öftentliıche Dienst Teıl 111 ZUuUr Neuordnung des Ööftent-
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lıchen Dienstrechts siınd fast IMOTAa- Staat un: Gesellschaft verzichten. Hıer Völkern. Mıt dieser Erweiterung der
sejen NEeEUeE Ma{(stäbe setzen undlisierend: se1 „höchst bedenklıch, ratiıonalen Argumentatıon, die 1n der

wenn unpopulär wiırd, den Vor- Neue Anstellungsbedingungen chat- Enzyklika „Mater et magıstra“ WCS-
rang des Gemeinwohls VOTLT den e1ge- fen $ 29) Dem tolgt iıne Kritik weısend das Fundament der Sozial-
nen Interessen erinnern“. Das illegalen Kampfmethoden VO  —$ eam- ethik abgıbt w a4s selinerzeıt kaum
„Ethos der Gemeinschaft“ widerspreche ten wWw1e Z.. „Bummelstreik“ und verstanden wurde — ware der 1U  - tol-
jener „bedenklıiıchen Überspitzung der „Dienst nach Vorschrift“ gende LECUEC Gesichtspunkt wıirksamer
Ansprüche auf ıne ständige Steige- Den nächst wichtigen Gesichtspunkt vertreten, da{fß näamlıch das Haus-

tür eın Dienstrecht entwickelt haltsrecht des Parlaments, und dasrIung des Lebensstandards“, da{fß
als „eine Zumutung erscheint, reiwil- Teıl „Unterschiedliche Tarıt- heißt diıe Souveränıtät des Staates,
lig für das Gemeinwesen Opfter partnerschaft in Wirtschaft und Staat“. nıcht durch ITZWUNSCILC Lohnabschlüsse

des öftentlichen Dienstet entsche1-bringen“. Hıer würden rationale Ar- Wiährend iın de Wirtschaft die Tarıt-
gumentTe, da{fß ein Staat der Daseıns- autonomıe iıhre renzen Tarıfpart- dender Stelle eingeschränkt werden

nıcht mehr nachkommen HGT und seınem wirtschaftliıchen egen- darf Dem Gesetzgeber musse ın letz-
kann, wWenn s1e kostspielig wırd und gewicht findet, steht dem öftentlıchen ter nNnstanz die Möglichkeıit gegeben

1m Wettbewerb der Weltwirtschaft Dienst keın analoger Partner au werden, das Streikrecht begrenzen,
unterliegt, ohl eher einleuchten. A  vyer über, der ıne andere Arbeitsmacht A wıe 1n den USA durch die est-
die Denkschrift verweıst aut die „Bot- darstellt, sondern etztlich der Steuer- SETZUNgG VO  e} „Abkühlungsfristen“, —

zahler. Daher könne eın Streik 1M eiınen Ansatz das Ende 1974 e1n-chaft der Bibel“ und „christliche (Ge-
sınnung“, vergessend, da{fß Christen, öffentlichen Dienst das gemeinsame geführte Schlichtungsverfahren bıldet,

Leben e1nes Volkes Jahmlegen, 1Ur das aber die Zustimmung derbesonders Christen dieses Schlages,
ohnehin iıne Mınderheit sind. möglichst viele Vorteile herauszuschla- Tarıfpartner gebunden 1St Hıer

SCHL, W Ads auf Erpressung hinauslaute. konnte sıch die EK D-Denkschrift auf
der StudienkommuissionDa{iß damıt indırekt dıe Lohnkosten Vorschläge

Die. Kriterien der Wirtschaft und schliefßliıch dıe welt- des Bundesinnenministeriums stutzen
wirtschaftliche Exıistenz des Staates (S 28/29), dıe die ‚volle Verantwor-

Das Kernstück der Denkschrift 1St getroften werden, bleibt unerwähnt. tung des Parlaments“ herausarbeitet.
Die Argumentatıon bleibt sehr prin-Teıl „Uneingeschränkte Dienst-

bereitschaft 1n lebenswichtigen Bereı1- zıpiell: „Würde eın nahezu risıkoloses Der Schlufß der EKD-Denkschrift
chen“ Er OTraus, daß die Bürger Streikrecht und lebenslange Fürsorge- II1I/D) kehrt eıner Beruts-
sıch heute als Auftraggeber des öffent- pflicht des Staates mıteinander verbun- ethık zurück, bemängelt das Parte1i-
lıchen Dienstes wI1ssen und dıe Verläß- den, hätte dies ıne unzulässıge Pri- buchbeamtentum und sucht das „Le-
ichkeit dieser Diıenste ordern. Dıie bensprinzıp“ ( Versorgung auf Lebens-vilegierung der Mitarbeiter des Ööftent-
„lebenswichtigen Funktionen“ dürfen lichen Dienstes gegenüber der übrigen zeıt) mi1t der „Leistungsmotivierung“
nıcht durch Arbeitskämpfe gestOrt oder Arbeitnehmerschaft ZUT: Folge Wenn ın Eınklang bringen. Hıer 1St mehr
unterbrochen werden: die öftentliche dıe Löhne 1M öftentlichen Dienst dıe VO  e} Pflichten und Verantwortung die
Sicherheit (Polizei und Mılıtär), dıe Löhne tür vergleichbare Arbeit 1n der ede als VO  e} Effizienz und Rechts-

sıcherheıt, w 1e dıe Überschrift andeu-Energieversorgung, der Berufsverkehr, übrıgen Wıirtschaft übersteigen, ISt
OSt- un Fernmeldewesen, Gesund- das nıcht 1LLUr ungerecht, sondern geht tet Dıie „Zusammenfassung“ verbindet

bei gleicher Steuerlast zwangsläufig ıne bescheiden geäiußerte kirchlicheheitsdienste und Abfallbeseitigung:
„Solche Dienste, auf dıe hne schwere Lasten der Gemeinschaftsaufgaben un: Mıtverantwortung un: Gesıchts-
Schädigung des Gemeinwohls nıcht damıt auch der Sozialleistungen.“ punkte der Verfassungstreue,
verzıichtet werden kann, sınd keine zeıgen, daß „1N der heutigen Wohl-
Geschäfte, die beliebig für egen- standsgesellschaft die gegenseıt1ige Es-

kalatıon der Ansprüche zwiıschen dengeschäfte ausgehandelt werden kön- Loyalıtät, Effizienz und
NenN.,. Wer solche Dienste übernimmt, Rechtssicherheit soz1alen Gruppen die Erfüllung aller
muß sıch gleichzeitig ıne M1t- dieser Ansprüche gefährdet“. Das iSt
menschliche Verpflichtung für das Ge- Die Argumentatıon tührt 1U  ; den richtig Doch scheint, weder dıe
meinwohl stellen, die nıcht einselt1g Begriff des > gesamtwirtschaftlichen EKD-Denkschrift noch das Dokument

der DU/CSU-Kommissıon denkenaußer raft DESEIZL werden darf“ Gleichgewichts“ ein, das nationalwirt-
($ 27) Die Funktionszuverlässigkeit schaftlıch verstanden wırd un! nıcht über den Tellerrand der Innenpolitik
se1 tür jedes (GemeLinwesen. unerläfßlıch, die Bedrohung durch dıie Impondera- oder Nationalwirtschaft hinaus. Das
zumal 1n eiıner treien Gesellschaft. Da- bilien der gegenwärtıgen Weltwirt- 1St schon angesichts unserer Zugehörig-
her mussen Angestellte und Arbeiter chaft mi1t iıhrem Kampft der Rohstoft- keıit ZU!r: nıcht ganz verständlich.
des öftentlichen 1enstes WwW1€e die länder die Industriestaaten be- Alles Argumentieren mıt Bibelzitaten
Beamten auf ein Streikrecht in lebens- rücksichtigt, den Proze(ß der Um- 1m nationalökonomischen Bereich 1St

Funktionsbereichen VOoO  } verteilung des Reichtums den der Substanz nach provinziell.wichtigen


